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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Industrie, Handel und Unternehmer

Bei den eidgenössischen Wahlen vom Oktober schafften zwei prominente
Repräsentanten von Unternehmerverbänden auf der Liste der FDP des Kantons Bern
den Einzug in den Nationalrat: Pierre Triponez, Direktor des Schweizerischen
Gewerbeverbandes, und Johann Schneider-Ammann, Präsident des Verbandes der
Schweizer Maschinen-, Elektro- und Metallindustrie (Swissmem).

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 24.10.1999
HANS HIRTER

Auch die Dachorganisation der KMU, der Schweizerische Gewerbeverband (SGV),
empfahl die Zustimmung zu den beiden Abkommen mit der EU und stellte sich damit
gegen die SVP.

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 21.07.2005
HANS HIRTER

Der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) und der Arbeitgeberverband ergriffen
zusammen das Referendum gegen die von einer SP-CVP-GP-Mehrheit im Parlament
beschlossene Vereinheitlichung der bisher gemäss kantonalem Recht ausbezahlten
Kinderzulagen. Da die neuen Minimalbeträge über den Ansätzen der meisten Kantone
liegen, waren für diese weitgehend von den Arbeitgebern finanzierten Sozialleistungen
mit Mehrkosten von rund 700 Mio Fr. pro Jahr zu rechnen. In der Volksabstimmung
unterlagen die Unternehmer bei einem Ja-Stimmenanteil von 68% deutlich. 1

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 04.05.2006
HANS HIRTER

Zwischen dem Dachverband Economiesuisse und zwei seiner Mitgliederorganisationen
kam es im Berichtsjahr zu offenen Problemen. Sowohl der von Nationalrat Schneider-
Ammann (fdp, BE) präsidierte Verband der Maschinen-, Elektro- und Metallindustrie
(Swissmem) als auch der von Nationalrat Messmer (fdp, TG) präsidierte
Baumeisterverband gaben bekannt, dass sie einen Austritt aus dem Dachverband
überprüfen würden. Swissmem reichte Ende Mai die vorsorgliche Kündigung der
Verbandsmitgliedschaft auf Jahresende ein, räumte aber ein, dass er diese bei einer
angemessenen Reduktion der Verbandsbeiträge wieder zurück ziehen könnte. Die
Delegiertenversammlung der Bauunternehmer ermächtigte die Verbandsleitung
ebenfalls, aus der Economiesuisse auszutreten und nur noch dem Gewerbeverband und
der Arbeitgeberorganisation anzugehören. Dabei wurde deutlich, dass es beiden
Organisationen nicht nur um die als zu hoch kritisierten Verbandsbeiträge ging,
sondern der Konflikt auch politische Hintergründe hatte. Die Baumeister führten den
Gegensatz zwischen binnenorientierter Wirtschaft und den in einem internationalen
Umfeld tätigen Unternehmen ins Feld. Swissmem monierte Interessengegensätze
zwischen der Pharmaindustrie und der Maschinenindustrie im Bereich der
Parallelimporte und die unterschiedlichen Interessen der Exportwirtschaft und der
Banken in der Währungspolitik. Aber auch die hohen Managerlöhne in der
Pharmabranche und bei den Grossbanken war für Swissmem Anlass für Kritik, da mit
dieser Diskussion das Ansehen der Unternehmen insgesamt in Mitleidenschaft gezogen
würde. Während der Präsident von Economiesuisse, Ueli Forster, für die politischen
Argumente der Baumeister einiges Verständnis aufbrachte, wies er diejenigen von
Swissmem als unbegründet zurück. Die bei Economiesuisse eingeleiteten
Sparanstrengungen und Strukturreformen sowie die in Aussicht gestellte
Strategiediskussion bewogen Swissmem und die Baumeister, kurz vor dem Amtsantritt
des neuen Präsidenten Bührer die Austrittdrohung zurück zu nehmen. Als Eckpunkt der
neuen Strategie für Economiesuisse nannte Bührer die Konzentration der
Verbandspolitik auf acht Kernthemen. 2

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 22.11.2006
HANS HIRTER

Die imVorjahr eingeleitete Stärkung des Einflusses der SVP auf die Politik des
Schweizerischen Gewerbeverbands (SGV) bestätigte sich. Im September nominierte
der SGV-Vorstand den Zürcher SVP-Nationalrat Bruno Zuppiger einstimmig zum
Nachfolger für den 2010 zurücktretenden Verbandspräsidenten Edi Engelberger (fdp,
NW). 3

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 11.09.2009
HANS HIRTER
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An der Winterkonferenz des Schweizerischen Gewerbeverbandes (SGV) in Klosters
wurde der Abbau von administrativen Hürden für KMU gefordert. Eine vom SGV in
Auftrag gegebene, im Mai präsentierte Studie kam zum Schluss, dass
Regulierungskosten rund 10% des BIP verschlingen würden. Für Gesprächsstoff sorgte
der Aufruf des SGV an seine 300 000 Mitglieder, Billag-Kontrolleuren die Tür zu weisen.
Der Aufforderung vorausgegangen war die Ankündigung der Billag, künftig die
geschuldeten Radio- und Fernsehgebühren auch bei den KMU verstärkt einzutreiben.
Im Berichtsjahr erschien die Gewerbezeitung nicht mehr im Abonnent, sondern
flächendeckend als Gratiszeitung. Der Gewerbeverband versprach sich damit grössere
Aufmerksamkeit und stärkere Schlagkraft bei wichtigen Referenden. Im Mai trat Edi
Engelberger (fdp, NW) als SGV-Präsident zurück. Die Nachfolge trat Bruno Zuppiger
(svp, ZH) an. Mit dem SVP-Politiker wurden im SGV aggressivere Töne angeschlagen und
die öffentliche Aufmerksamkeit auf die Mängel der zwischen der EU und der Schweiz
vereinbarten Personenfreizügigkeit gelenkt. Der Verband schlug zudem eine
stufenweise Anhebung des Rentenalters auf 67 Jahre vor. 4

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 16.10.2010
MARC BÜHLMANN

Nach dem skandalbedingten Rücktritt Bruno Zuppigers (svp, ZH) suchte der
Schweizerische Gewerbeverband SGV zu Jahresbeginn einen neuen Präsidenten. Zur
Wahl standen die vier Nationalräte Sylvia Flückiger-Bäni (svp, AG), Jean-François Rime
(svp, FR), Lorenz Hess (bdp, BE) und Gerhard Pfister (cvp, ZG) sowie der Ständerat Jean-
René Fournier (cvp, VS). Sowohl aus partei- als auch aus regionalpolitischer Sicht
wurden Rime von Beginn an die meisten Chancen eingeräumt: Die SVP hatte mit
Zuppiger zum ersten Mal das Präsidium gestellt und war nun nach nur einem Jahr nicht
bereit, es schon wieder abzugeben. Ausserdem hatte dem SGV bisher noch nie ein
Vertreter der Romandie vorgestanden. Am 23. Mai wählten 550 Delegierte wie erwartet
Rime ins Präsidium. Der Sägewerksbesitzer, der in den vergangenen Jahren zweimal für
den Bundesrat kandidiert hatte, wurde so zum Leiter der politischen Vertretung von
300 000 Schweizer KMUs gekürt. 5

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 24.05.2012
JOHANNA KÜNZLER

Mitte März wurde eine neue wirtschaftsfreundliche Plattform ins Leben gerufen:
„Succèsuisse“ soll sich laut deren Gründer, Nationalrat Ruedi Noser (fdp, ZH), für die
Verteidigung des schweizerischen Erfolgsmodells einsetzen. Dieses werde zurzeit durch
verschiedenste Volksbegehren infrage gestellt; als Beispiele nannte Noser die linke 1:12-
und die Mindestlohn-Initiative sowie die immigrationskritischen Anliegen Ecopop und
die Initiative gegen Masseneinwanderung. Es stünden bereits 200 bis 500 Unternehmen
hinter Succèsuisse, man wolle sich künftig mit Economiesuisse und dem
Gewerbeverband koordinieren. 6

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 13.04.2013
JOHANNA KÜNZLER

Die Niederlage in der Abstimmung über die Unternehmenssteuerreform III (USR III)
brachte die kampagnenführenden Wirtschaftsverbände, insbesondere
Economiesuisse, politisch unter Druck. Im Interview mit dem «Blick» eine Woche nach
der Abstimmung distanzierte sich FDP-Parteipräsidentin Petra Gössi, deren Partei sich
neben dem SGV und Economiesuisse zuvorderst an der Ja-Kampagne zur USR-III-
Abstimmung beteiligt hatte, deutlich von den Wirtschaftsverbänden. Einzelne
Wirtschaftsverbände hätten in der Bevölkerung kein gutes Ansehen mehr, schlimmer sei
aber, dass die Verbände zwar «reichlich Geld», aber das Gespür verloren hätten, «von
wo der politische Wind weht». Das fehlende politische Gespür verortete Gössi im
Versagen von Economiesuisse, ein Bindeglied zwischen Politik und Wirtschaft zu sein
und auch Missstände in der Wirtschaft aufzeigen zu können. «Warum verdient zum
Beispiel ein Manager Abermillionen, wenn das Unternehmen gleichzeitig Verluste
einfährt?», fragte Gössi rhetorisch und antwortete gleich selbst, dass dies «kein
Mensch» verstehe. Auch zeigte sie sich enttäuscht, dass ihre Partei in der
Abstimmungskampagne zu wenig zu Wort gekommen sei. «Eine Kampagne wie bei der
Unternehmenssteuerreform III wird es mit der FDP nicht mehr geben», schlussfolgerte
Gössi. In Zukunft sehe sie keinen anderen Weg, als dass in Abstimmungskampagnen die
Parteien wieder die Führung übernehmen müssten. In der «Schweiz am Sonntag» griff
auch Ulrich Giezendanner (svp, AG) die Führung von Economiesuisse an. Er
beanstandete, dass der Wirtschaftsverband im Parlament an Bedeutung verliere und
dessen Präsident Heinz Karrer und die Direktorin Monika Rühl öffentlich zu wenig
präsent seien, um das Vertrauen der Bevölkerung gewinnen zu können. Giezendanner
forderte die Absetzung der Economiesuisse-Führung, musste sich aber im Gegenzug
den Vorwurf gefallen lassen, dass er sich als SVP-Politiker eine europapolitisch
kritischere Verbandsspitze wünsche und ihm ein Wechsel im Führungsstab in dieser

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 12.02.2017
SAMUEL BERNET
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Hinsicht gelegen käme. Giezendanner forderte jedoch auch, dass die
Kampagnenführung vom Dachverband getrennt werden solle – eine Idee, die der
ehemalige Direktor von Avenir Suisse, Gerhard Schwarz, nach der USR-III-Abstimmung
in der NZZ aufgeworfen hatte. Bis im Jahr 2000 habe es neben Economiesuisse, dem
Arbeitgeberverband und dem SGV noch die «Wirtschaftsförderung» als
Kampagnenorganisation der Wirtschaftsverbände gegeben. Würden das Lobbying und
die Kampagnenführung eines Wirtschaftsverbandes nicht getrennt, könnten sie sich
gegenseitig beschädigen, so Schwarz, weil Lobbying persönliche Kontakte und grosse
Detailgenauigkeit in politischen Geschäften erfordere, die Kampagne hingegen
Massenkommunikation sei und meist Vereinfachungen verlange. In der
«Nordwestschweiz» verwies der Mediensprecher von Economiesuisse darauf, dass man
im Verband eine Aufteilung von Lobbying und Kampagnenführung nach der verlorenen
Abzocker-Initiative ernsthaft geprüft habe und damals zum Schluss gekommen sei, die
beiden Bereiche nur intern zu trennen. Bei der Analyse der USR III werde dies aber
erneut Thema sein. Monika Rühl und Heinz Karrer verwiesen nach der Abstimmung
darauf, dass man die Kampagne noch sorgfältig analysieren müsse. Sicher wolle man bei
zukünftigen Kampagnen vermehrt die persönliche Betroffenheit bei den Stimmbürgern
aufzeigen, so wie dies den Gegnern der USR III gelungen sei, so Rühl in der Luzerner
Zeitung. Aber auch das Economiesuisse-Projekt «Wirtschaft und Gesellschaft», mit
welchem Economiesuisse seit zwei Jahren versucht, den Dialog zur Bevölkerung
herzustellen, müsse fortgeführt werden. Heinz Karrer gab in der Basler Zeitung zu
bedenken, dass Auftritte von Persönlichkeiten wie alt Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf und der ehemalige Solothurner FDP-Regierungsrat Christian Wanner
ebenfalls das Abstimmungsresultat beeinflusst haben dürften und die Niederlage nicht
alleine auf Fehler in der Kampagnenführung zurückzuführen sei. Ein Rücktritt
seinerseits sei derzeit kein Thema. 7

Viele Gewerbe- und Unternehmerverbände, darunter auch Economiesuisse, lehnten
die Selbstbestimmungsinitiative ab. Economiesuisse argumentierte etwa, dass rund
600 Wirtschaftsabkommen der Schweiz – darunter beispielsweise bilaterale Verträge
mit der EU oder Freihandelsabkommen – bei einer Annahme der Initiative gefährdet
seien. Gestört fühlte man sich ob diesem Argumentarium in der Weltwoche: Glaube
man den Aussagen des Verbandes, so steuere die Schweiz bei einer Annahme der
Initiative auf eine «wirtschaftliche Apokalypse» zu. Auch die SVP kritisierte den
Wirtschaftsverband scharf: Thomas Matter (svp, ZH) warf der Economiesuisse gar vor,
sie wolle die direkte Demokratie abschaffen, wie das St. Galler Tagblatt berichtete.
Heinz Karrer, Präsident der Organisation, tat daraufhin die Kritik Matters als Polemik ab.
Die einzige Gefahr für «unser funktionierendes System», so Karrer ebenfalls im St.
Galler Tagblatt, sei die Initiative selbst.
Dass die Argumente von Economiesuisse «Quatsch» seien, fand aber auch FDP-
Nationalrat Thierry Burkhart (fdp, AG), wie der Sonntags-Blick berichtete.
Economiesuisse verwende stets die gleichen Argumente, wonach die Schweiz auf eine
wirtschaftliche Katastrophe zusteuere, würde nicht entsprechend abgestimmt. Diese
Rhetorik sei nicht glaubwürdig und verfehle die Wirkung. Dennoch, so Burkhart weiter,
sei es wichtig, dass die Initiative auch von der Wirtschaft bekämpft werde.
Kaum Unterstützung erhielt die Initiative ferner vom SGV, dessen Delegierte die Nein-
Parole beschlossen. Der Gewerbeverband des Kantons St. Gallen wich freilich ab und
gab die Ja-Parole heraus. 8

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 26.10.2018
CHRISTIAN GSTEIGER

Der Schweizerische Gewerbeverband fasste Ende Januar 2019 die Ja-Parole zur STAF-
Vorlage, über die im Mai desselben Jahres an der Urne abgestimmt wurde. Die Vorlage
sei ein Kompromiss, welcher «die wirtschaftliche Position der Schweiz im
internationalen Standortwettbewerb stärke» und gleichzeitig die Sozialwerke
stabilisiere. Die Interessen der Unternehmen würden dabei genügend berücksichtigt
und die steuerliche Autonomie der Kantone gewahrt. Damit werde die STAF den vom
SGV kommunizierten Anforderungen gerecht, wie einer Medienmitteilung des Verbands
zu entnehmen war. 9

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 30.01.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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Trois associations quittent la faîtière Economiesuisse. En effet, Swiss Retail, Auto
Suisse et Avenergy sentent que leurs intérêts ne sont plus pris en compte au sein
d'Economiesuisse, qui donne selon eux priorité aux industries pharmaceutique et
financière au détriment des PME. Ces retraits font perdre trois membres influents à
l'association faîtière de l'économie. Swiss Retail, dont les membres réalisent un chiffre
d'affaire annuel de 19 milliards de francs et emploient au total 46'000 collaborateurs,
représente les intérêts du commerce de détail suisse, à l'exception de Coop et Migros.
Auto Suisse regroupe les importateurs automobiles, dont Amag, pour un chiffre
d'affaire annuel de plus de 10 milliards de francs. Enfin, Avenergy défend les
préoccupations des importateurs de combustibles et carburants liquides.

Swiss Retail veut à l'avenir s'engager de manière plus directe pour défendre les intérêts
de ses membres dans la sphère politique, ceci notamment suite aux fermetures de
magasins imposées par la politique sanitaire de la Confédération durant la pandémie de
Covid-19. D'autres divergences sont apparues avec la faîtière, au niveau par exemple
des prises de position sur l'initiative pour des multinationales responsables.
Du côté d'Auto Suisse et d'Avenergy, les conflits avec leur association centrale
s'établissent principalement au sujet de la politique climatique. Durant les négociations
pour la loi sur le CO2, Economiesuisse s'est prononcée en faveur d'une taxe sur la
benzine et le diesel. Cela a été la goutte qui fait déborder le vase pour les deux
associations. Avenergy a décidé de rejoindre l'USAM, dont Auto Suisse est également
membre et qui serait plus à même de représenter les intérêts de la branche à ses yeux. 

Chez Economiesuisse, on regrette ces départs, tout en soulignant que malgré les
intérêts parfois divergents des membres, chacun peut exprimer ses intérêts et
préoccupations grâce à la structure démocratique de l'organisation. 
La responsabilité revient néanmoins à l'organisation faîtière de l'économie, selon le
Tages Anzeiger, qui met en avant quatre raisons pour expliquer ces départs. Tout
d'abord, le processus de décision au sein de l'association ne serait pas assez
transparent. De plus, Economiesuisse n'arriverait plus à trouver des positions
communes qui auraient le soutien de tous ses membres et représenterait avant tout les
intérêts de quelques grosses entreprises. Enfin, elle se concentrerait depuis plusieurs
années sur des campagnes politiques onéreuses, mettant sur la touche un lobbying
actif et cohérent, qui pourrait influencer la politique économique plus tôt au cours du
processus législatif. 10

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 18.09.2020
MATHIAS BUCHWALDER

Im Oktober 2020 wurde am Gewerbekongress in Freiburg der Tessiner Fabio Regazzi
(cvp) als neuer Präsident des SGV bestätigt. Diana Gutjahr (svp, TG) wurde in den
Vorstand gewählt. Der Verband verabschiedete zudem eine Charta zur Digitalisierung,
um die diesbezüglichen Entwicklungen in der Branche voranzutreiben.

Bereits im Januar hatte der Verband per Medienmitteilung bekannt gegeben, dass die
Gewerbekammer (das Parlament des Verbands) Regazzi als Kandidaten für das frei
werdende Präsidium nominieren würde. Ursprünglich hätte der Gewerbekongress
bereits im April stattfinden sollen, doch wurde der Anlass aufgrund der Corona-
Pandemie auf Ende Oktober verschoben. Im August hatte Gutjahr bekannt gegeben,
ihre Kandidatur für das Präsidium – sie hätte die erste Präsidentin des Verbands
werden können – zurückzuziehen und sich stattdessen für den Vorstand zur Wahl zu
stellen. Es sei wichtig, so Gutjahr damals gemäss einer Medienmitteilung des Verbands,
dass der SGV Zusammenhalt demonstriere, weshalb sie auf eine Kampfwahl verzichte.
Zudem sei Regazzi wie sie in der Metallbaubranche tätig, weshalb sie ihm an der Wahl
im Oktober ihre Unterstützung zusichere.
Nach dem Rückzug Gutjahrs stand der Wahl Regazzis als Nachfolger des bisherigen
Präsidenten Jean-François Rimes (svp, FR) kaum mehr etwas im Weg. Laut NZZ, die die
mögliche Wahl Regazzis bereits im Frühjahr kommentiert hatte, wäre die Wahl Gutjahrs
aber nicht zuletzt wegen der schlechten Frauenquote im SGV wünschenswert gewesen.
Unter den hundert Mitgliedern der Gewerbekammer befanden sich gemäss der Zeitung
(Stand Januar) lediglich sieben Frauen, der Vorstand zählte neben 13 Männern nur zwei
Frauen. Gutjahr, so resümierte die NZZ, hätte den Wandel verkörpern können, welchen
der Verband nach der Niederlage an den eidgenössischen Wahlen 2019 – nicht nur der
damalige Verbandspräsident Rime, auch Verbandsdirektor Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH)
sowie Vorstandsmitglied Hansjörg Brunner (fdp, TG) waren nicht mehr in den
Nationalrat gewählt worden – gebraucht hätte. 11

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 28.10.2020
CHRISTIAN GSTEIGER
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Gewerbe, Dienstleistungen, Konsum

Nach neunjähriger Amtszeit trat der Zuger CVP-Ständerat Kündig vom Präsidium des
SGV zurück. An seine Stelle wurde am Gewerbekongress vom 25. September in Bern der
freisinnige Nationalrat und Präsident des Schweizerischen Drogistenverbandes, Hans-
Rudolf Früh (AR) gewählt. 12

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 25.09.1991
HANS HIRTER

Obwohl sich der scheidende Präsident Kündig am Kongress im September noch relativ
positiv zum EWR-Vertrag geäussert hatte, beantragte im November der Vorstand des
SGV der Gewerbekammer, welche für die definitive Stellungnahme zuständig ist, den
EWR abzulehnen. 13

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 30.11.1991
HANS HIRTER

An dem im Dreijahresrhythmus stattfindenden Gewerbekongress vom 1. September in
Wettingen (AG) standen Bildungs- und Ausbildungsfragen im Mittelpunkt. Mit einer
Resolution setzten sich die Delegierten für eine gleichwertige Behandlung - auch in
finanzieller Hinsicht - von beruflicher und rein schulischer Aus- und Weiterbildung ein.
Nationalrat Früh (fdp, AR) wurde für eine weitere Amtsperiode als Präsident bestätigt. 14

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 01.09.1994
HANS HIRTER

Der Schweizerische Gewerbeverband unterstützte das von der AUNS lancierte
Referendum gegen die Regierungsreform mit den Staatssekretären. Er verzichtete
jedoch darauf, eine Volksabstimmung über die Kartellgesetzrevision sowie über das
Binnenmarktgesetz zu verlangen, obwohl er beiden Vorhaben eher skeptisch
gegenübergestanden hatte.

Bei den eidgenössischen Wahlen konnten die Rücktritte von prominenten
Gewerbevertretern (die Freisinnigen Früh(AR) und Cincera (ZH) sowie bereits 1994 der
Zuger CVP-Ständerat Kündig) nicht wettgemacht werden. Der auf der Berner FDP-Liste
kandidierende Verbandsdirektor Pierre Triponez schaffte trotz aufwendiger Kampagne
den Sprung in den Nationalrat nicht. 15

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 11.10.1995
HANS HIRTER

Für den im Berichtsjahr ordnungsgemäss in den Ruhestand getretenen Direktor des
SGV, Nationalrat Pierre Triponez (fdp, BE), schlug der Vorstand einstimmig den 49-
jährigen Hans-Ulrich Bigler vor. Bigler ist Mitglied der FDP und war seit 2006 Direktor
des Dachverbands der Maschinen-, Elektro- und Metallindustrie (Swissmem). Die
Gewerbekammer wählte ihn am 27. März ohne Gegenkandidaten zum neuen Direktor. 16

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 28.06.2008
HANS HIRTER

Im Vorfeld der Abstimmung über die Volksinitiative „Für den geordneten Ausstieg aus
der Atomenergie“ (Atomausstiegs-Initiative) gerieten sich der Schweizerische
Gewerbeverband (SGV) und die Grüne Partei in die Haare. Der SGV verbreitete über
Twitter eine provokative Fotomontage, die den Grünen-Nationalrat Bastien Girod (ZH)
als Terroristen mit Turban und Panzerfaust zeigte; darunter stand: „Anschlag der
Grünen auf die Schweiz“. Die Grüne Partei verurteilte die „inakzeptable Diffamierung“
in einem offenen Brief an die Verbandsspitze des Schweizerischen Gewerbeverbands.
Die Darstellung Girods als Terrorist sei „ehrverletzend, primitiv und ausserhalb jeder
politischen Rationalität“, hiess es im Brief, der von sämtlichen Vorstandsmitgliedern
der Grünen Partei mit Ausnahme Girods unterzeichnet worden war. Auslöser war
Girods Veröffentlichung eines Kampagnenvideos der Grünen Partei, das die Schweizer
Atomkraftwerke als mögliches Ziel von Terroristen darstellte und etwa von SVP-
Nationalrat Thomas Hurter als „pure Angstmacherei“ kritisiert worden war. Es war nicht
das erste Mal, dass die Kampagnenführung des SGV unter Direktor Hans-Ulrich Bigler in
Kritik geriet. Bereits 2015 machte der Gewerbeverband mit einer aggressiven und als
gehässig aufgefassten Kampagne gegen die RTVG-Vorlage auf sich aufmerksam. 17
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Nachdem der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) bereits 2015 die Radio- und TV-
Gebühren bekämpft hatte, wollte er zwei Jahre später die Billag-Gebühren ganz
abschaffen. Im Oktober 2017 beschloss die Schweizerische Gewerbekammer – das
Parlament des SGV – mit einer Zweidrittelmehrheit die Ja-Parole zur No-Billag-Initiative
und unterstützte in der Folge auch die Abstimmungskampagne des überparteilichen
Komitees „Ja zu No-Billag“ an vorderster Front. Der SGV begründete das Engagement
für die No-Billag-Initiative damit, dass Unternehmer für die Billag zwei Mal aufkommen
müssten, einmal als Privatperson und einmal als juristische Person. „Diese Abzockerei
akzeptiert das Gewerbe nicht“, wurde der SGV-Präsident Jean-François Rime (svp, FR)
in einer Medienmitteilung des SGV zitiert. Allerdings wurde in der Mitteilung
verschwiegen, dass diese „Abzocke“, wie Rime und SGV-Direktor Hans-Ulrich Bigler
(fdp, ZH) die Billag-Gebühren in den darauffolgenden drei Monaten unermüdlich
bezeichneten, nur jenes Viertel der Unternehmen betraf, deren jährlicher Umsatz CHF
500'000 übersteigt; alle anderen Unternehmen waren mit der sehr knapp
angenommenen RTVG-Revision im Jahr 2015 von der Billag-Gebühr befreit worden. An
einer von den Medien mit Spannung erwarteten Medienkonferenz am 9. Januar 2018
präsentierte der SGV einen „Plan B“ für die SRG, falls die No-Billag-Initiative am 4. März
2018 angenommen werden sollte. Bigler zeigte sich überzeugt, dass die SRG bei einer
Annahme der Initiative nicht verschwinden würde, sondern dass Kunden ein Grundabo
für Flaggschiff-Sendungen der SRG, etwa die Tagesschau, 10 vor 10 und Echo der Zeit,
lösen oder auch einfach Einzelsendungen kaufen könnten. Werbeeinnahmen würden
die zweite grosse Einnahmequelle ausmachen, denn mit einem Ja zu No-Billag könne
die SRG auch online und im Radio Werbung schalten. Sendungen für Randregionen und
sprachliche Minderheiten könnten gemäss Bigler über Subventionen finanziert werden.

Im Verlaufe des Januars zeigte sich jedoch: Die Unterstützung des SGV für die No-
Billag-Initiative war bei der Basis des Schweizer Gewerbes sehr umstritten.  Die
Gewerbeverbände der Kantone Freiburg, Genf, Jura, Schwyz, Appenzell Innerrhoden,
Appenzell Ausserrhoden und Aargau beschlossen die Nein-Parole zur No-Billag-
Initiative und stellten sich damit diametral gegen den Dachverband. Zudem beschlossen
die Gewerbeverbände der Kantone Bern, Basel-Landschaft, Luzern, Zug, Nidwalden, St.
Gallen und Schaffhausen Stimmfreigabe. Im Gewerbeverband des Kantons St. Gallen
etwa sei „angeregt und engagiert“ diskutiert worden, bevor am Ende 18 Ja- zu 18 Nein-
Stimmen resultierten, sagte Felix Keller, Geschäftsführer des Gewerbeverbands St.
Gallen im St. Galler Tagblatt. Die Doppelbesteuerung sei tatsächlich „ein Ärgernis“, so
Keller.  Auf der anderen Seite habe aber die Sorge um die Medienvielfalt, insbesondere
in den Randregionen, überwogen. Die gleiche Sorge gab auch den Ausschlag für die
Nein-Parole des Gewerbeverbands des Kantons Jura. Dessen Präsident Patrick Riat
fürchete, dass bei einem Ja zur No-Billag-Initiative das Westschweizer Fernsehen von
einem einzigen privaten Anbieter übernommen werden könnte und sich das
Informationsangebot auf die urbanen Zentren fokussieren würde. „Dann hören wir ganz
einfach auf zu existieren“, sagte Riat in der Luzerner Zeitung. Auch im aargauischen
Gewerbeverband glaubte man Biglers Beteuerungen, die SRG würde bei einem Ja
weiterhin bestehen bleiben, nicht recht. „Die Doppelbesteuerung ist tatsächlich
störend, aber die SRG muss man deswegen nicht gerade ‚wegputzen‘“, sagte Kurt
Schmid, Präsident des Aargauer Gewerbeverbandes, im gleichen Artikel der Luzerner
Zeitung. 
Nachdem die Volksabstimmung über die No-Billag-Initiative am 4. März 2018 für den
SGV sehr deutlich verloren gegangen war (71.6 Prozent der Stimmenden sagten Nein zur
Abschaffung der Billag-Gebühren), erwartete die Verbandsspitze bereits die nächste
Ohrfeige, diesmal verbandsintern. Kurz nach der Abstimmung berichtete die
Handelszeitung, dass sechs Verbände des Ausbaugewerbes am Gewerbekongress 2018,
der Mitgliederversammlung des SGV, einen Antrag auf eine Statutenänderung stellen
wollten. Gemäss diesem Antrag soll die Amtszeit der SGV-Vorstandsmitglieder auf 14
Jahre beschränkt werden; zudem soll eine Wahl in den Vorstand nur bis zum Alter von
68 Jahren möglich sein. „Wir sehen die Gefahr, dass der Vorstand zunehmend
verkrustet“, sagte Hans-Peter Kaufmann, Direktor des Gebäudetechnikverbands
Suissetec, in der NZZ. Der Vorstand verliere den Draht zu den einzelnen Verbänden und
solle sich in Zukunft wieder mehr um die Kernanliegen des Gewerbes kümmern, so
Kaufmann. Dieser Antrag auf Amtszeit- und Altersbeschränkung des 15-köpfigen SGV-
Vorstands wurde am Gewerbekongress Mitte Mai in Bern gegen den Willen des
Vorstands überraschend angenommen. Die NZZ sprach von einem „Misstrauensvotum
gegen den Gewerbevorstand“, der Tages-Anzeiger von einem „kleinen Putsch gegen den
Präsidenten“, denn der Präsident, Jean-François Rime, war der prominenteste
Betroffene der „Altersguillotine“. Rime wurde am Kongress zwar für weitere zwei Jahre
als Präsident bestätigt, da er aber bei der nächsten Wahl 2020 das Alter von 68
überschritten haben wird, ist dies seine letzte Amtszeit. Von der Alterslimite direkt
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betroffen war Robert Gubler, der bei den Vorstandswahlen 2018 nicht mehr antreten
durfte. Die Nordwestschweiz rechnete zudem vor, dass in den nächsten zwei Jahren
neben Rime zwei weitere Vorstandsmitglieder der Alterslimite zum Opfer fallen werden.
2018 mussten drei SGV-Vorstandsmitglieder ersetzt werden: Neu ins 15-köpfige
Gremium gewählt wurden Ivo Bischofberger (cvp, AI), Werner Scherrer (Präsident KMU-
und Gewerbeverband Kanton Zürich) und Hansjörg Brunner (fdp, TG). 18

Der Schweizerische Gewerbeverband fasste Ende Januar 2019 die Ja-Parole zur
Abstimmung über die geänderte EU-Waffenrichtlinie im Mai. Dies, obwohl SGV-
Präsident Jean-François Rime (svp, FR) dem Referendumskomitee angehörte. Nachdem
der Verband anfänglich gegen eine Übernahme der geänderten Richtlinie gewesen war,
hatte er in der Zwischenzeit eine Kehrtwende gemacht, wie die Aargauer Zeitung
festhielt: Erst war man der Meinung, dass die Vorlage das «Verhältnismässigkeitsprinzip
in krasser Weise» verletze – etwa ging dem Verein bei Waffenbesitz die regelmässige
Überprüfung der Vereinsmitgliedschaft zu weit –, doch dann habe sich das Parlament
des Gewerbeverbandes mit einer deutlichen Mehrheit über ihren Präsidenten
hinweggesetzt und sich für die Übernahme der Richtlinie ausgesprochen. Druck
gemacht hätten insbesondere die Tourismus- und Gastrobranchen: Diese befürchteten
bei einer Nichtannahme den Ausschluss aus dem Schengen/Dublin-Verbund, was für
den Tourismus gravierende Folgen gehabt hätte, weil dann etwa Reisende aus dem
asiatischen Raum bei einer Europareise für die Schweiz ein separates Visum benötigt
hätten. 19

VERBANDSCHRONIK
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CHRISTIAN GSTEIGER

Nachdem in der Presse und innerhalb des Schweizerischen Gewerbeverbandes (SGV)
erst darüber gemutmasst worden war, ob Verbandspräsident Jean-François Rime (svp,
FR) im Frühling 2020 nochmals für das höchste Amt im Verband kandidieren würde,
obwohl er damit gegen dessen Amtszeitbeschränkung verstossen hätte, war nach der
Nicht-Wiederwahl Rimes bei den Nationalratswahlen im Herbst 2019 schnell klar, dass
er als Konsequenz auch vom SGV-Präsidium zurücktreten wird. Wie die NZZ danach
resümierte, seien die eidgenössischen Wahlen für den Verband ein Debakel gewesen
und auch der Tages-Anzeiger hielt fest, der SGV stehe vor einem Scherbehaufen – denn
nicht nur Verbandspräsident Rime, auch Verbandsdirektor Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH)
sowie Vorstandsmitglied Hansjörg Brunner (fdp, TG) wurden nicht nochmals in den
Nationalrat gewählt. Die Wiederwahl in die grosse Kammer schaffte einzig die
Vizepräsidentin des Verbands, Daniela Schneeberger (fdp, BL). 
Mehrere Kandidierende brachten sich sodann in Position, um das frei werdende Amt zu
beanspruchen: Wie die Presse im Dezember 2019 berichtete, wollten sowohl Diana
Gutjahr (svp, TG) als auch Fabio Regazzi (cvp, TI) im April 2020 für das
Verbandspräsidium kandidieren. Mit Gutjahr könnte erstmals eine Frau, mit Regazzi
erstmals ein Tessiner diese Position beim SGV einnehmen. 20
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Wie der SGV gegenüber den Medien kommunizierte, hatte er bereits im Oktober 2019
die Nein-Parole zur Begrenzungsinitiative gefasst; im Juni 2020 bekräftigte er seine
Entscheidung, nachdem die Abstimmung aufgrund der Corona-Pandemie von Mai auf
September hatte verschoben werden müssen.
Schon im Herbst 2019 hatte der SGV mit einem laut eigenen Angaben drohenden
Fachkräftemangel argumentiert, der sich bei einer Annahme der Initiative verschärfen
würde. Im Sommer 2020 fügte der Verband an, das Personenfreizügigkeitsabkommen
mit der EU, dessen Kündigung bei einer Annahme der Initiative zur Debatte stünde, sei
für die Schweizer Wirtschaft von zentraler Bedeutung. Dank diesem Abkommen
könnten KMU «flexibel und unbürokratisch» auf den Fachkräftepool der EU
zurückgreifen. Der SGV führte als Dachverband der Schweizer KMU mit seinem
Gegenkomitee deshalb eine – wie er es nannte – «KMU-Kampagne gegen die
Begrenzungsinitiative», weil der Zugriff auf EU-Arbeitskräfte ein wichtiges Anliegen der
Unternehmen sei.

Wie die NZZ im Februar 2020 berichtete, befanden sich einige Vertreterinnen und
Vertreter der SVP, welche die Initiative zusammen mit der AUNS lanciert hatte, aufgrund
der Nein-Parole in der Zwickmühle. Sylvia Flückiger-Bäni (svp, AG), Vorstandsmitglied
des SGV, räumte gegenüber der Zeitung ein, dass sie sich im Clinch befinde und
eigentlich die Initiative ihrer Partei unterstützen möchte. Ferner liess Jean-François
Rime (svp, FR) verlauten, sich nicht im Abstimmungskampf engagieren zu wollen. Rime
bekleidete damals noch das Amt des SGV-Präsidenten. Ursprünglich war vorgesehen,
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dass Rime bis zum Zeitpunkt der Abstimmung im Mai 2020 sein Amt an seine
Nachfolgerin oder seinen Nachfolger übergeben haben würde, da seine Amtszeit
regulär im Frühling zu Ende gewesen wäre. Wegen der Corona-Pandemie wurde jedoch
neben dem Abstimmungstermin auch die Neuwahl des SGV-Präsidiums auf den Herbst
verschoben. 21
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